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Bericht aus der Clearingstelle EEG

Dr. Nicole Pippke / Sönke Dibbern, Berlin*

I. Einleitung

Seit dem letzten Bericht1 hat die Clearingstelle EEG eine Reihe 
von Verfahren zur Klärung von Anwendungs- und Ausle­
gungsfragen zum EEG 20092 abgeschlossen. Im Folgenden 
wird über die Ergebnisse der Hinweisverfahren3 zu Fotovoltaik­
anlagen in Gewerbe- und Industriegebieten, zum Zubau von 
Fotovoltaikanlagen nach einem Degressionsschritt sowie zu 
den Nachweisfristen der SDLWindV bei bestehenden Wind­
energieanlagen berichtet.

II. PV-Anlagen in Gewerbe- und Industriegebieten 

Seit Streichung der sog. „Ackerflächenvergütung“ durch die 
zum 1. 7. 2010 in Kraft getretene Änderung des EEG 20094 
treten ungenutzte Gewerbe- und Industriegebiete zunehmend 
als mögliche Flächen für die Errichtung von Fotovoltaik-Frei­
flächenanlagen in den Fokus. Ein Vergütungsanspruch für 
Strom, der in Solarstromanlagen auf solchen Flächen erzeugt 
wird, besteht nach § 32 Abs. 3 Satz 2 EEG 2009 dann, wenn 
sich die Anlage „auf einer Fläche befindet, die bereits vor dem 
1. 1. 2010 als Gewerbe- oder Industriegebiet im Sinne des § 8 
oder des § 9 der Baunutzungsverordnung (...) festgesetzt war.“ 
Die für andere Freiflächenanlagen geltenden flächenbezogenen 
Anforderungen des § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 EEG 2009 
sind in diesem Fall nicht anwendbar, d. h. ein Vergütungs­
anspruch besteht auch dann, wenn es sich nicht um eine Ver­
siegelungs- oder Konversionsfläche oder um eine Fläche in  
einem Abstand von 110 Metern längs von Autobahnen oder 
Schienenwegen handelt.

Gegenstand des am 22. 6. 2011 ergangenen Hinweises 2011/45 
war insbesondere die Frage, ob § 32 Abs. 3 Satz 2 und 3 EEG 
2009 auch dann anwendbar ist, wenn die bauplanungsrechtli­
chen Festsetzungen nach dem Stichtag geändert worden sind. 
Außerdem wird auf die Frage eingegangen, ob die Regelung 
auf andere Flächen analog angewendet werden kann.

Für die Anwendung der Regelung kommt es demnach allein 
darauf an, ob die Fläche am 31. 12. 2009 im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans lag, der für die Fläche eine Festsetzung 
als Gewerbe- oder Industriegebiet im Sinne der §§  8, 9 
BauNVO6 enthielt. Spätere Änderungen des Bebauungsplans 
sind irrelevant. Allerdings muss der Bebauungsplan mit den 
erforderlichen Festsetzungen am 31. 12. 2009 schon und noch 
in Kraft gewesen sein. Ein bereits aufgehobener Bebauungs­

plan erfüllt diese Voraussetzungen ebensowenig wie ein Be­
bauungsplan, der zu diesem Zeitpunkt zwar beschlossen, aber 
noch nicht öffentlich bekannt gemacht worden ist.

Im Weiteren ist § 32 Abs. 3 Satz 2 und 3 EEG 2009 in begrenz­
tem Umfang analog anzuwenden. Ein Vergütungsanspruch 
besteht auch auf solchen untergeordneten Flächenanteilen, die 
zwar nicht als Gewerbe- oder Industriegebiet festgesetzt wa­
ren, die aber funktional von den festgesetzten und jetzt zum 
Zweck der Solarstromerzeugung genutzten Gewerbe- oder  
Industriegebieten abhängig waren und deshalb objektiv funk­
tionslos sind. Insbesondere geht es um Flächen, die die  
Gewerbe- oder Industriegebiete durchschneiden oder an diese 
angrenzen und die der Erschließung dieser Gebiete dienen.

III. Anlagenzubau bei Degressionsschritt 

Die Vorschriften für die Vergütung von Strom aus Solarstrom­
anlagen sind seit Inkrafttreten des EEG 2009 mehrfach geän­
dert worden7, insbesondere wurden vom Umfang des Zubaus 
abhängige unterjährige Degressionsschritte in das Gesetz auf­
genommen. Solche Degressionsschritte fanden – neben den 
regulären Degressionsschritten zum jeweiligen Jahreswechsel 
– zum 1. 7. 2010 und zum 1. 10. 2010 statt. Für den 1. 7. 2011 
sah das EEG ebenfalls einen solchen Degressionsschritt vor, 
falls bestimmte Zubauwerte im Zeitraum vom 1. 3. bis zum 
31. 5. 2011 erreicht würden.8
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Durch die fortgesetzte Änderung der Rechtslage entstand bei 
vielen (potentiellen) Anlagenbetreiberinnen und -betreibern 
sowie bei Projektierungsunternehmen und in den Abrech­
nungsstellen einzelner Netzbetreiber Unklarheit darüber,  
wie die Vergütung neu in Betrieb genommener und bereits  
in Betrieb befindlicher Anlagen zu ermitteln ist, und zwar  
insbesondere dann, wenn Anlagen zu bereits vorhandenen  
Installationen hinzugebaut wurden.

Der am 15. 6. 2011 ergangene Hinweis der Clearingstelle EEG 
(Aktenzeichen 2011/11)9 widmet sich der Frage, welcher  
Inbetriebnahmezeitpunkt für Solarstromanlagen gilt, die zu 
bestehenden Anlagen hinzugebaut werden. Insbesondere wird 
die Frage behandelt, ob für die innerhalb von zwölf Kalender­
monaten (§ 19 Abs. 1 Nr. 4 EEG 2009) zugebauten Module  
der Inbetriebnahmezeitpunkt der zuerst installierten Module 
als Inbetriebnahmezeitpunkt gilt oder ob der Inbetriebnahme­
zeitpunkt jedes einzelnen Moduls maßgeblich ist mit der  
Folge, dass sich die Höhe der Vergütung nach den zum jewei­
ligen Inbetriebnahmezeitpunkt geltenden Regelungen richtet 
und folglich zwischenzeitliche Degressionsschritte beachtet 
werden müssen.

Aufbauend auf der Empfehlung 2009/5 (Anlagenzubau bei 
Fotovoltaikanlagen über den Jahreswechsel 2008/2009)10  
sowie dem Hinweis 2010/1 (Inbetriebnahmezeitpunkt bei  
Fotovoltaikanlagen nach dem EEG 2009)11 ist weiterhin 
grundsätzlich für jedes Fotovoltaikmodul die Vergütung ein­
zeln zu bestimmen, da jedes Modul eine Anlage im Sinne des 
§  3 Nr.  1 EEG 2009 darstellt, deren Inbetriebnahme sich  
gemäß § 3 Nr. 5 EEG 2009 jeweils separat bestimmt. Die Ver­
gütung für den in einer Solarstromanlage erzeugten Strom 
richtet sich nach den zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme  
dieser Anlage jeweils geltenden Regelungen, was auch für die 
Degressionsregelungen des § 20 EEG 2009 gilt.

Insbesondere führt eine vergütungsseitige Anlagenzusammen­
fassung gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2009 nicht zu einer Verände­
rung des Inbetriebnahmezeitpunkts eines Fotovoltaikmoduls. 
Maßgeblich für die Bestimmung des Vergütungssatzes bleibt 
der Inbetriebnahmezeitpunkt. Ein Zubau von Fotovoltaikmo­
dulen innerhalb von zwölf Kalendermonaten hat deshalb in 
keinem Fall zur Folge, dass den später installierten Modulen 
ein Inbetriebnahmezeitpunkt bereits früher installierter Mo­
dule zugeordnet würde oder umgekehrt. Zwischenzeitliche 
Degressionsschritte sind dementsprechend ausschließlich für 
ab dem jeweiligen Degressions-Stichtag in Betrieb genomme­
ne Module beachtlich.

IV. Nachweisfrist der SDLWindV bei Bestandsanlagen 

Der steigende Anteil Erneuerbarer Energien an der Strompro­
duktion hat dazu geführt, dass die Systemstabilität der Netze 
nicht mehr allein von den konventionellen Kraftwerken auf­
rechterhalten werden kann, sondern insbesondere auch an 
Windenergieanlagen entsprechende Anforderungen zu stellen 

sind. Dem hat der Gesetzgeber mit Einführung des soge­
nannten „Systemdienstleistungs-Bonus“ (SDL-Bonus) gemäß 
§§ 29 Abs. 2 Satz 4, 30 Satz 2 und 66 Abs. 1 Nr. 6 EEG 2009 
sowie der Einführung der Systemdienstleistungsverordnung12 
Rechnung getragen.

Nach der Einführung der SDLWindV war zunächst unklar, 
welche Anforderungen an die im Rahmen der SDLWindV  
tätigen Gutachterinnen bzw. Gutachter und sonstigen 
Zertifizierenden, an die von diesen erstellten Gutachten bzw. 
Einheiten- und Anlagenzertifikate sowie an die hierbei anzu­
wendenden Mess- und Rechenmethoden bzw. -verfahren zu 
stellen waren. Vielen Anlagebetreiberinnen und -betreibern 
war es aufgrund der durch diese Unklarheiten verursachten 
zeitlichen Verzögerungen nicht möglich, noch vor dem 1. 1. 
2011 dem zuständigen Netzbetreiber einen Nachweis über die 
Einhaltung der Anforderungen gemäß § 5 in Verbindung mit 
Anlage 3 SDLWindV vorzulegen. Daher ergab sich die Frage, 
ob die Vorlage des entsprechenden Nachweises auch noch nach 
dem 1. 1. 2011 zulässig ist.

Im Hinweis 2011/613 hat sich die Clearingstelle EEG mit der 
Frage befasst, ob Betreiberinnen und Betreiber von Windener­
gie-Bestandsanlagen (Inbetriebnahme in der Zeit vom 31. 12. 
2001 bis 1. 1. 2009) die Einhaltung der Anforderungen des § 5 
in Verbindung mit Anlage 3 SDL-WindV14 zum Erhalt des  
Bonus gemäß §  66 Abs. 1 Nr. 6 EEG 2009 gegenüber dem 
Netzbetreiber vor dem 1. 1. 2011 nachgewiesen haben mussten 
und, falls nicht, bis zu welchem Zeitpunkt die Anlagen­
betreiberin bzw. der Anlagenbetreiber den Nachweis dem 
Netzbetreiber gegenüber spätestens erbracht haben muss oder 
musste.

Die Clearingstelle EEG kommt in ihrem Hinweis zu dem  
Ergebnis, dass Anlagenbetreiberinnen bzw. Anlagenbetreiber 
von Bestands-Windenergieanlagen lediglich die materiellen 
Voraussetzungen des §  5 in Verbindung mit Anlage 3 SDL­
WindV erstmals vor dem 1. 1. 2011 erfüllen mussten, während
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der Nachweis hierüber dem Netzbetreiber auch nach dem 
31.  12. 2010 vorgelegt werden konnte. Der Einbau der zur 
Einhaltung der Voraussetzungen erforderlichen Einrichtun­
gen, deren Inbetriebsetzung sowie die zur Prüfung der  
Einhaltung dieser Voraussetzungen nötigenfalls erforderliche 
Aufnahme von Messdaten mussten somit vor dem 1. 1. 2011 
erfolgt sein. Der Nachweis gemäß §  6 Abs. 2 SDLWindV  
konnte auch noch nach dem 31. 12. 2010 ausgestellt werden.

Im Übrigen gelten für die Fristen zur Nachweiserbringung die 
allgemeinen Vorschriften des EEG 2009.15 Wird also der SDL-
Bonus erstmals für das Jahr 2011 beansprucht, muss gemäß 
§ 46 Nr. 3 EEG 2009 der Nachweis dem Netzbetreiber grund­
sätzlich spätestens bis zum 28. 2. 2012 vorgelegt werden.

15	 Siehe zum EEG 2004: Clearingstelle EEG, Empfehlung vom 24. 11. 2008 – 2008/7, 

abrufbar unter www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2008/7
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I. Einleitung

Die Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen hat im ersten 
Halbjahr 2011 die Garantiebedingungen von 30 PV-Modul­
herstellern einer Überprüfung nach den §§ 307 ff. BGB sowie 
§§  3 ff. UWG unterzogen und hierbei gravierende Rechts­
verstöße festgestellt. Zum Schutz der Anlagenbetreiber ist sie 
gegen fünf Hersteller vorgegangen und hat sie gemäß §  1 
UKlaG und § 8 UWG1 auf Unterlassung in Anspruch genom­
men. Alle Unternehmen haben inzwischen Unterlassungs­
erklärungen abgegeben, zwei vollumfängliche, drei Teil-
Unterlassungserklärungen. Offen sind nur noch Regelungen 
zu den Kosten der Garantieabwicklung (dazu näher unter II 1). 
Auch die geänderten Garantiebedingungen werden von der 
Verbraucherzentrale auf ihre Rechtmäßigkeit hin überprüft 
und Verstöße gegebenenfalls geahndet. Die Verbraucher­
zentrale beabsichtigt zudem, gegen weitere Unternehmen  
vorzugehen. 

Schwerpunkt der Prüfung war die im Rahmen der nach  
§ 1 UKlaG durchzuführenden Inhaltskontrolle der Garantie­
bedingungen nach §§ 307 ff. BGB. Ein Verstoß nach diesen 
Vorschriften stellt zugleich auch einen Rechtsbruch im Sinne 

von § 4 Nr. 11 UWG dar.2 Darüber hinaus wurde die Werbung  
der Hersteller mit Garantieversprechen auch einer lauterkeits­
rechtlichen Prüfung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 7 UWG 
unterzogen.

Nach Auffassung der Verbraucherzentrale NRW stehen die 
Schranken des §  307 Abs. 3 BGB der Inhaltskontrolle nach 
§§ 307 ff. BGB nicht entgegen. Nach der ständigen Rechtspre­
chung des BGH3 bleiben kontrollfrei nur Bestimmungen über 
„Art, Umfang und Güte der geschuldeten Leistung, [...] ohne 
deren Vorliegen mangels Bestimmtheit oder Bestimmbarkeit 
des wesentlichen Vertragsinhalts ein wirksamer Vertrag  
nicht mehr angenommen werden kann.“ Klauseln, welche  
das Hauptleistungsversprechen des Herstellers einschränken,  
verändern, ausgestalten oder modifizieren, unterliegen  
hingegen der richterlichen Inhaltskontrolle gemäß §§ 307 ff. 
BGB.4

Für die Beurteilung der Unwirksamkeit gilt im Verbands­
klageverfahren der Grundsatz der kundenfeindlichsten Ausle­
gung.5 Auszuscheiden sind nur Auslegungsmöglichkeiten, die 
für die an solchen Geschäften typischerweise Beteiligten ernst­
haft nicht in Betracht kommen.6 Eine ergänzende Vertragsaus­
legung ist im Verbandsprozess nach § 1 UKlaG ausgeschlossen. 
Es kommt also nicht darauf an, ob und gegebenenfalls wie im 
Falle der Unwirksamkeit einer Klausel die dadurch entstehen­
de Lücke im Wege ergänzender Vertragsauslegung geschlossen 
werden könnte.7

II. Einzelne Garantiebedingungen

Die Verbraucherzentrale NRW hat im Rahmen ihrer Über­
prüfung insgesamt 20 abmahnwürdige Regelungsgegenstände 
ermittelt, die sich bei einer Vielzahl der geprüften Unteneh­
men wiederfinden. Im Folgenden werden die Wesentlichen 
dargestellt.
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